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1. Funktionsweise unserer Demokratie  
Der Zustand unserer Demokratie macht uns zurzeit durchaus Sorgen.  Sor-
gen, dass unsere Demokratie möglicherweise einen falschen Weg einge-
schlagen hat, der ihren Fortbestand gefährdet.  
Grundsätzlich strebt die Demokratie eine Identität von Herrschaftsträgern 
und Herrschaftsunterworfenen an. Damit ist in einer modernen Demokratie 
jedoch nicht die personale Identität von Regierenden und Regierten ge-
meint; vielmehr ist in komplexen Massendemokratien die Repräsentation 
der Regelfall. Die repräsentative Demokratie ist jedoch nicht eine schlechte-
re Variante der Demokratie, und sie ist auch kein Ersatz für eine vermeintlich 
„echte“ Demokratie –  auch wenn uns das mancher Populist außerhalb und 
innerhalb der etablierten Parteien zurzeit suggerieren will.  Vielmehr hat die 
repräsentative Demokratie aus sich heraus große Vorzüge: Sie setzt zum ei-
nen das Prinzip der politischen Gleichheit aller Staatsbürger am verlustfreies-
ten in die Praxis um, und sie gewährleistet zum anderen am ehesten eine 
Ausrichtung am Gemeinwohl. Schließlich sorgt die repräsentative Demokra-
tie (unter gewissen Voraussetzungen) für eine Einbindung weiter Teil des 
Volkes in den politischen Entscheidungsprozess und erleichtert es, die Ver-
antwortlichen für politische Entscheidungen zu identifizieren. Nicht nur die 
Vorzüge, sondern vor allem auch die zentralen Merkmale der Demokratie 
werden von vielen Beobachtern falsch eingeschätzt: So gehört es zum We-
sen der repräsentativen Demokratie und zur Verpflichtung auf das Gemein-
wohl, dass Parlament und Regierung berechtigt sind, Entscheidungen tref-
fen, die nicht mit dem momentanen Volkswillen deckungsgleich sind, wie 
dieser zum Beispiel in Umfragen erhoben wird. Auch wenn es dem einzelnen  
„Wutbürger“ schwer fällt, dies zu akzeptieren: Politiker besitzen grundsätz-
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lich die Freiheit, sich ausschließlich von ihrem Gewissen leiten zu lassen – und 
nicht von der ständigen Rücksprache mit ihren Wählern.  
Ungeachtet all ihrer Vorzüge gilt auch: Die Demokratie ist eine extrem an-
spruchsvolle und eben auch eine prekäre Herrschaftsform. Angesichts der 
Chancen, die sie bietet, lohnt sich jedoch ihre Verteidigung. Die Demokratie 
ist sogar – und hier ist dieses Wort ausnahmsweise wirklich berechtigt – al-
ternativlos.  
 
2. Herausforderungen unserer Demokratie durch den Wandel der Gesell-

schaft 
Unsere Demokratie wird durch Veränderungen herausgefordert, die wir auf 
der Seite der Gesellschaft und der Bürger wahrnehmen. Einige davon wer-
den im Folgenden exemplarisch genannt:  
a) Unsere Gesellschaft unterliegt einer fortschreitenden Ausdifferenzierung. 

Die Stichworte lauten Individualisierung, Wertewandel und Säkularisati-
on. Als Folge dieser Emanzipationsprozesse nimmt der Einfluss der In-
stanzen ab, die bislang kraft Tradition oder Autorität eine Verbindung 
hergestellt haben. Und zwar eine für die Demokratie so wichtige Verbin-
dung einerseits zwischen den einzelnen Teilen der Gesellschaft und ande-
rerseits zwischen den Bürgern und ihrer Repräsentanten. 
Großorganisationen – also Parteien, Kirchen, Gewerkschaften oder der öf-
fentlich rechtliche Rundfunk und die sonstigen Qualitätsmedien – werden 
von künftigen Generationen deutlich weniger zur Kenntnis genommen als 
noch von der Nachkriegsgeneration oder den Baby-Boomern.  
Das löst viele Horizontal- und Querverbindungen und damit auch Funda-
mente in der Gesellschaft auf. Gleichzeitig verändert sich unsere Welt 
ebenso dramatisch wie rasant: Durch Digitalisierung, Technisierung, Eu-
ropäisierung, Globalisierung, Beschleunigung. 
In der Folge dieser Prozesse steigen nicht nur die Anforderungen an Poli-
tik und Wirtschaft, sondern eben ganz massiv auch an die Bürger  
z.B. in ihrer Rolle als Erwerbstätige oder als Eltern.  
Damit geht uns u.a. die Einordnungsfunktion dieser „intermediären Orga-
nisationen“, also dieser Vermittlungsinstanzen, verloren: Wir vermissen 
die Einordnungen, die sie vorgenommen haben. Wir vermissen die Zuge-
hörigkeiten, die sie geschaffen haben, indem sie verschiedene Bevölke-
rungsteile zusammengebracht haben, die ansonsten wenig miteinander 
zu tun haben. In der Folge wird die Welt nicht nur komplexer, sie wirkt vor 
allem auch viel komplexer. 

b) Auf der anderen Seite sehen wir eine zunehmende ökonomische, aber 
auch kognitive Ungleichheit in der Bürgerschaft. Dass ein kleiner Teil der 



3 
 

Bevölkerung sich selbst als nicht dazugehörig wahrnimmt, hat uns lange 
Zeit nicht allzu sehr interessiert. Erstens weil die Gruppe wohl zahlenmä-
ßig kleiner war als heute, zweitens aber vor allem deshalb, weil dieser 
Personenkreis uns in unserem Alltag nicht weiter störte. Die meisten die-
ser bildungs- und einkommensmäßig Unterprivilegierten gingen nicht 
zum Wählen und machten auch sonst nur selten Aufheben von sich. Diese 
„Exklusion oder Selbstexklusion der Unterschichten vom Politikbetrieb“ 
trug mit dazu bei, dass bestimmte Anliegen und Präferenzen nicht mehr 
in den politischen Entscheidungsprozess einflossen. Im Ergebnis erhielt 
die Gemeinwohlorientierung der Politikergebnisse eine deutliche Schlag-
seite. Und damit sanken wiederum Legitimität und Akzeptanz von politi-
schen Entscheidungen in dieser Bevölkerungsgruppe. 
Anders als dies die Wahlverhaltensforschung prognostiziert hat, waren 
und sind die politische Lethargie und die Wahlabstinenz von Teilen der 
Bevölkerung aber keine unumkehrbaren Größen. Es kann politischen 
Kräften zumindest vorübergehend und phasenweise gelingen, diese Wäh-
lerschicht zu mobilisieren. Von allein hätte das nicht funktioniert. Aber die 
Mobilisierung dieser Wählergruppen geschah u.a. durch die Darstellung 
der Euro-Rettungs- und Griechenlandpolitik als alternativlose Maßnahmen 
sowie vor allem infolge der „Flüchtlingskrise“. Diese machte vor allem die 
Mobilisierung der früheren Nichtwähler durch ihre Emotionalität möglich. 
Und sie hatte zur Folge, dass die sog. etablierte Politik, die Mittelstands-
Öffentlichkeit und die Medien beunruhigt waren. Das, was diesen „Abge-
hängten“ in vielen anderen Lebensbereichen bislang häufig fehlte, wurde 
für sie auf einmal spürbar: Psychologen bezeichnen dieses Phänomen als 
„Selbstwirksamkeit“. Es spricht nicht für unsere Parteien- und Medien-
demokratie, dass diese Zuspitzung erforderlich war, um einem Teil der 
Bevölkerung wieder dieses Gefühl zu geben, dass auch sie eine Stimme 
haben und Wirksamkeit in der Politik. Paradoxerweise fand nahezu 
gleichzeitig die zusätzliche Mobilisierung einer ohnehin eher aktiven Be-
völkerungsgruppe statt, deren (zu) hohe Erwartungen an die Wirksamkeit 
der eigenen Partizipation zu deren Ablehnung der parlamentarischen 
Demokratie in ihrer jetzigen Form führt.   

Insgesamt sehen wir auf Seiten der Gesellschaft also weitreichende Verände-
rungen, die die politischen Willensbildungsprozesse schwieriger und auch 
angreifbarer machen.   
Weiteres kommt hinzu. Nämlich zweitens die veränderten Anforderungen an 
unsere Demokratie auf der Ebene der Politik selbst. 
Die gesellschaftlichen Probleme, die in unserer Demokratie zu lösen sind, 
werden komplexer und sind scheinbar untrennbar miteinander verflochten. 
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Das überfordert nicht nur jeden von uns, sondern es fordert natürlich auch 
die politischen Entscheidungsträger heraus. 
Dies hat zur Folge, dass sich der Ort politischer Entscheidungen immer noch 
mehr hin zu den Exekutiven sowie zu Expertengremien verlagert. Parlamen-
te werden zu Akklamationsorganen und die Legitimationskette demokrati-
scher Entscheidungsprozesse wird brüchiger.  
Gleichzeitig beobachten wir, dass die Demokratie auch durch Veränderun-
gen und sogar Fehlentwicklungen auf der Seite der Politik beeinträchtigt 
wird: So verliert die klassische Steuerung in dem Maße an Wirksamkeit, in 
dem es den trans- und international agierenden Akteuren gelingt, sich diesen 
staatlichen Sanktionsmechanismen, die eben auf die nationale Ebene be-
schränkt sind, zu entziehen. Der französische Philosoph Jacques Rancière 
spricht vom „Verschwinden der Politik“.  

 

Den Ansehensverlust von Autoritäten und der Bedeutungsverlust gesell-
schaftlicher Institutionen kann man als Bedeutungsverlust „vertikaler Ver-
trauensobjekte“ deuten. Er wird begünstigt durch die Tendenz zu Großen 
Koalitionen, aber auch durch den Ruf nach einer stärkeren Wirksamkeit di-
rektdemokratischer Beteiligung durch die Parteien selbst.  
Der politisch relevante Wandel der Gesellschaft wird noch von weiteren Fak-
toren beeinflusst: In unseren Großstädten mag der demografische Wandel 
kaum spürbar sein oder höchstens in Form eines unangenehmen Booms auf 
dem Wohnungsmarkt. Aber in vielen Teilen der Republik geht mehr verloren 
als Bevölkerung – Infrastruktur fehlt und die bestehende verrottet und in 
manchem Dorf findet kein Gemeinschaftsleben. Solche Auflösungserschei-
nungen wären in ihren Wirkungen vermutlich gar nicht so dramatisch. Aber 
sie finden eben ihre Verstärker: z.B. durch die „Sozialen Medien“. Diese er-
lauben es, an die Stelle der vorher genannten vertikalen Vertrauensobjekte 
etwas anderes zu setzen: Nämlich die „Peergroup” – also horizontale Ver-
trauensobjekte: In mancher Generation und in einigen Teilen der Bevölke-
rung bringt man Vertrauen nicht mehr den Repräsentanten oder den Medien 
entgegen, sondern denen, die man besser zu kennen meint. 
Dieser Prozess wird nicht nur die Öffentlichkeit dramatisch verändern, son-
dern auch die Demokratie. 
 
3. Was ist zu tun? 
Ohne alarmistisch sein zu wollen, halte ich Warnungen für angebracht: Zu-
nächst die Warnung einer Selbstaufgabe der Repräsentation. Wir brauchen 
politische Repräsentanten und gestaltungsfähige Parlamentarier unter an-
derem schon deshalb, weil es ein Grundbedürfnis in einer Demokratie ist, 
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Verantwortung zu lokalisieren und zuzuschreiben. In einer Demokratie, die 
immer mehr auf die Koalition mit dem Volk setzt, wird diese Verantwor-
tungszurechnung meines Erachtens eingeschränkt: Der abstimmende Bürger 
trägt keine Verantwortung für die getroffene Entscheidung. 
Darüber hinaus muss die Stärkung der Demokratie dort beginnen, wo sie 
einmal stark war und wo sie bereits in den Aufbaujahren nach dem Krieg zu 
Recht ihren Ausgangspunkt nahm: Auf der kommunalen Ebene, in den Ge-
meinden. Wir müssen größtes Interesse haben, dass auch die Kommunen in 
den wirtschaftlich schwachen Ländern und Landstrichen Entwicklungschan-
cen haben und ihrer Bevölkerung Perspektiven geben können. 
Und schließlich müssen die Demokraten sich selbst in der Pflicht fühlen, den 
Feinden der Demokratie auch auf dieser Ebene etwas Positives entgegenset-
zen. Demokraten dürfen nicht das Geschäft der Miesmacher betreiben, son-
dern müssen die Errungenschaft der liberalen rechtsstaatlichen Demokratie 
als das erzählen, was es vor allem ist: Eine Erfolgsgeschichte.  
 
 


